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Fracking ist heute nicht verantwortbar –  

Expertenkommission kein Ersatz für Bundestag 

Der Einsatz der Fracking-Technologie in der Erdgasförderung ist mit heute unabsehbaren 

Risiken verbunden. Deshalb halten wir den heutigen Einsatz nicht für verantwortbar.  

Das Eckpunktepapier der Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und 

Reaktorsicherheit Barbara Hendricks und des Bundesministers für Wirtschaft und Energie 

Sigmar Gabriel aus dem vergangenen Sommer entspricht dem Koalitionsvertrag, in dem 

die SPD ihre skeptische Haltung zur heutigen Anwendung der Fracking-Technologie 

durchgesetzt hat. Der Schutz des Trinkwassers und der Schutz der Gesundheit haben 

absolute Priorität. Ob Fracking in einiger Zeit eine Option sein kann, können wir zurzeit 

nicht abschließend beantworten.  

Fracking zur Förderung von Schiefer- und Kohleflözgas darf es zu wirtschaftlichen 

Zwecken auf absehbare Zeit in Deutschland nicht geben. Ein solches Fracking-Verbot soll, 

wie im Eckpunktepapier skizziert, mindestens bis zum Jahr 2021 gelten. Dann soll der 

Deutsche Bundestag die Angemessenheit der gesetzlichen Verbotsregelung auf 

Grundlage des bis dahin erlangten Standes von Wissenschaft und Technik und einer 

öffentlichen Debatte überprüfen können. Die Entscheidung über die Anwendung von 

Fracking muss der Deutsche Bundestag als demokratisch legitimiertes Organ treffen. Wie 

auch immer geartete Ersatzentscheidungen durch eine Expertenkommission sind mit einer 

enormen Rechtsunsicherheit versehen, können eine klare Moratoriumsregelung 

unterlaufen und unterminieren die Entscheidungskompetenz des Bundesgesetzgebers. 

Die Regelung im Eckpunktepapier war eindeutig und muss Grundlage einer gesetzlichen 

Regelung sein. 

Die seit Jahrzehnten in Deutschland angewandte konventionelle Erdgasförderung soll mit 

deutlich strengeren Umweltauflagen modernisiert werden. 
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